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Insel im Schatten
des Terrors 4/5

Im Jahr 2017 mussten auf der philippinischen
Insel Mindanao Zehntausende von Menschen
fliehen, nachdem Islamisten im Mai die Stadt
Marawi erobert hatten. Insgesamt dauerte diese
«Schlacht von Marawi», in der sich Islamisten
und Soldaten der philippinischenArmee
gegenüberstanden, fünf Monate, alle der mehr
als 200 000 Einwohner hatten damals Marawi
verlassen müssen. Zurück blieb eine nahezu
komplett zerstörte Stadt, die noch heute
vermint und militärisches Sperrgebiet ist. Laut
Uno-Angaben sind noch immer 66 000
Menschen offiziell obdachlos, die meisten von
ihnen sind bei Freunden oder Verwandten
untergekommen.Mehr als 10 000 Menschen
leben in Flüchtlingscamps. Eines von ihnen war
«Sarimanok 2», wo bis Ende Januar 2020 etwa
2000 Flüchtlinge lebten. Laut Angaben des
Uno-Flüchtlingshilfswerks UNHCR wurden
am 25. Januar die letzten der dort lebenden
Familien in ein Übergangslager umgesiedelt.
Das Bild, aufgenommen vom Berner Fotogra-
fen Alex Kühni, stammt aus dem Jahr 2019.
Kühni hatte in dem Lager prekäre Bedingun-
gen vorgefunden. Die Zelte hätten grosse Risse
aufgewiesen und seien von Schimmel befallen
gewesen, sagt er. Eine Rückkehr nach Marawi
liegt für die ehemaligen Bewohner in weiter
Ferne. DerWiederaufbau der Stadt geht nur
schleppend voran.

Grenzen der ausdifferenzierten Gesellschaft

Corona – wenn Moderne
auf Archaik trifft
Gastkommentar
von MARCEL SCHÜTZ

Wie zu vermuten war, tragen wieder einmal «der
Neoliberalismus» und «die internationalen Eli-
ten» mit Schuld an der Corona-Krise. Wenn je-
doch gar die Kirche dasWeihwasser ablässt, man
die Schliessung von Schulen undUniversitäten er-
wägt und dieAktienkurse in den Keller rauschen,
scheint dieWelt ein bisschenmehr als sonst in Un-
ordnung zu geraten. Und sollten sich die Türen
zur Kornkammer des modernen Menschen, dem
Supermarkt, einmal nicht mehr auftun, sei ohne-
hin höhere Gnade mit uns. Die Nerven nicht nur
der Märkte liegen zunehmend blank: Die Tage
steht eine Kundin mit Hustenanfall an der Kasse.
Alle Blicke gelten ihr. Rechtfertigung: Man habe
sich verschluckt. Erleichterung. Dann gleich dop-
peltes Niesen und abermals alle Blicke. Wie in
diesen Zombie-Serien, wenn die Leute sagen, sie
seien wirklich völlig gesund. Noch kommt man
damit durch.

Durchkommen – das könnte das Stichwort die-
serWochen sein. Unabhängig davon, wie sich das
Coronavirus über die Monate weiterverbreiten
und auswirken mag, eines hat es bis anhin erreicht:
selbst fein säuberlich getrennte Bereiche des ge-
sellschaftlichen Lebens ein Stück zusammenzu-
führen. In der Not regiert die Zweckgemeinschaft.
Und kommt man damit nicht weiter, bleibt es bei
der Versicherung, das Menschenmögliche zu tun,
immerhin. Eindämmung, das muss doch gelingen.
Vielleicht folgt alsbald der finale Akt, ein «social
shutdown», wie er in keinem Lehrbuch geschrie-
ben steht.

Für die Gefahrenabschätzung des Coronavirus
imAlltag gilt wie für Klimastreit, Kopftücher und
Kapitalisten: Je weniger man über derlei Abs-
traktionen Genaues weiss, desto mehr lässt sich
dazu mit grosser Entschiedenheit sagen. Unwei-
gerlich hat die Stunde der Experten geschlagen.
Mit der Redundanz der Beiträge steigt das Poten-
zial unfreiwilliger Krisenkomik.Dieselben Fragen,
dieselben Antworten – Reise, Rechnung, Regu-
lierung. Mancher Talk lässt da gelegentlich bei-
nah den Eindruck einer Sozialsatire entstehen.
Händewaschen, möglichst nichts anfassen oder
umarmen. Mit anderen Worten: Die elementa-
ren Interaktionen des Lebens sind berührungslos
zu bestreiten. Doch die Welt ist ja unverschämt
kompliziert, hört man sogleich, von Schutzmasken
und Desinfektionsmitteln habe man gefälligst die
Finger zu lassen. Die Akutorganisation der Krise
kann uns helfen.Aber wir dürfen uns bloss nicht
zu sicher sein.Wer soll das verstehen?

Die Gesellschaftstheorie begreift die ungeahn-
ten Krisen dieser Welt – Unfälle, Seuchen und
Kalamitäten – als «akzidentelle Schädigungen».
Einfacher gesagt, unversehens auftretende Stö-
rungen, mit denen im Grundsatz, wie der Sozio-
loge Niklas Luhmann notiert, «niemand zu rech-
nen brauchte und auch weiterhin nicht zu rechnen
braucht». All- und zufälliges Geschehen. Gerade
diese Nichtberechnung oder Unerwartbarkeit ist
aber wiederum Eingeständnis sozialen Unvermö-
gens.Mit ihr gelangt zu Bewusstsein, dass eine weit
ausdifferenzierte Gesellschaft noch für jedes Pro-
blem eine Lösung in der Schublade hat. Solange,
und darauf kommt es massgeblich an, das Problem
sich bitte an die globale Hausordnung hält.

VonViren ist solche Einsicht nicht zu erwarten.
Ganz offensichtlich wollen Viren kein Sozialfall
sein. Ähnlich Terror, Wetter und Naturkatastro-
phen gehören sie zu den letzten grossen Entdiffe-
renzierern der menschlichen Zivilisation. Schlim-
mer noch, der Mikrokosmos treibt böse Spielchen
mit uns: Mutationen hier, Komplikationen dort.
Seuchenmanagement bedingt ein unaufhörliches
Gegenorganisieren. Verbunden mit üblichen Ge-
reizt- und Gehetztheiten, Koordinations- und
Kommunikationsproblemen unter Unsicherheit.
Kein leichter Spagat. Denn Akut- und Hilfsorga-
nisationen stehen immerzu vor der Herausforde-
rung, mit nichts fest planen zu können und trotz-
dem irgendwie vorbereitet zu sein.

Gegen physische Krisen, Krankheiten und
Katastrophen ist in einer hochgerüsteten moder-
nen Gesellschaft zuweilen so schnell kein Kraut
gewachsen. Und man kann hinzufügen: wohl ge-
rade in einer solchen nicht. Ausgerechnet die
archaisch anmutende Konfrontation mit unbe-
dingt Natürlichem führt auf banale Weise die
Begrenzung sozialer Ordnung und Orientierung
vor Augen. Inmitten der Störung rückt die Indi-
vidualität ein wenig vor Führung, Management
und Organisation. Wenn jeder für sich sorgt, ist
für alle schon einiges getan. Gut vorstellbar, dass
ein paar Tage sanfter Unterbruch von Gesell-
schaft – als Überbrückung vonWartezeit – deren
eigenem «Immunsystem» bestens bekämen.Nöti-
genfalls durch Nichtpräsenz. Halten SieAbstand!
Schon unter Normalbedingungen von Anwesen-
heit kein schlechter Rat, aber in Zeiten wie die-
sen: erst recht.

Marcel Schütz ist Research Fellow an der Northern
Business School Hamburg und lehrt Soziologie an der
Universität Bielefeld. Er befasst sich u. a. mit organisato-
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Störungen.

Abkehr von den Negativzinsen

Die Schweiz müsste
weniger tugendhaft sein
Gastkommentar
von PHILIPPE BACCHETTA

Bis vor kurzem war die Schweiz stolz auf ihre tie-
fen Zinsen. Sie waren Zeichen politischer Stabi-
lität sowie einer soliden Geld- und Fiskalpolitik.
In der Debatte um den Beitritt zur Euro-Zone
im Jahr 2000 waren sie überdies ein gewichtiges
Argument der Gegnerschaft, die auf die tieferen
Realzinsen in der Schweiz verwiesen – die dama-
lige Differenz des inflationsbereinigten langfristi-
gen Zinssatzes belief sich auf etwa 1,5 bis 2 Pro-
zentpunkte.

Der Stolz auf die niedrigen Zinssätze ist an-
gesichts der heutigen Negativzinsen einer gros-
sen Ernüchterung gewichen. Inzwischen mehren
sich die Stimmen, die eineAbkehr von der helve-
tischen Negativzinspolitik fordern. Damit steigt
auch der Druck auf die SNB, die sich zunehmend
mit Begehrlichkeiten von verschiedenen Seiten
konfrontiert sieht.

Was genau ist passiert? Nun, die langfristigen
Zinssätze sind in den letzten Jahren weltweit ge-
sunken, weil die Sparquote privaterAnleger mas-
siv zugenommen und die Wirtschaft ihre Inves-
titionstätigkeit weiter reduziert hat. Die Gründe
hierfür sind vielfältig, aber die empirischen Daten
deuten auf vier wichtige Faktoren hin.

Zum einen sehen wir einen allgemeinen Rück-
gang der Produktivität. Die Fachwelt spricht in
diesem Zusammenhang von einer säkularen Sta-
gnation. Gemeint ist damit eine lange Phase mit
keinem oder zumindest nur einem schwachen
Wirtschaftswachstum sowie einemwirtschaftliche
Umfeld, das sich durch tiefe Realzinsen und eine
niedrige Inflation auszeichnet.

Gleichzeitig hat die Unsicherheit in Bezug auf
die künftige Wirtschaftsentwicklung deutlich zu-
genommen. In der Folge verzichten Unternehmen
auf Investitionen,während die privaten Haushalte
ihre Sparquote vorsorglich erhöhen.

Dazu gesellt sich die demografische Entwick-
lung der Bevölkerung – wir werden immer älter.
Damit steigt das Bedürfnis nach sicherenAnlagen,
und private Vermögenswerte fliessen vermehrt in
defensive Anlageklassen. In der Summe haben
die vier genannten Faktoren die Realzinsen um
schätzungsweise drei Prozentpunkte nach unten
gedrückt.

Tiefere Inflationserwartungen akzentuieren
die Situation zusätzlich. So erstaunt denn auch
nicht, dass an den globalen Finanzmärkten auf
lange Sicht weiterhin sehr tiefe Zinssätze erwar-
tet werden. Angesichts der hohen Kapitalmobi-
lität sowie der ungebrochenen Attraktivität der

SchweizerWährung ist es für unser Land vor die-
semHintergrund nahezu unmöglich, sich von die-
sem globalen Negativtrend abzugrenzen.

Auch wenn die Schweiz in der Vergangenheit
immer wieder negative Realzinsen zu vergegen-
wärtigen hatte, sind negative Nominalzinsen doch
ein Alarmzeichen. Höchste Zeit also, das Zins-
niveau in der Schweiz zu erhöhen, möchte man
meinen – was wohl aber zu kurz gedacht sein
dürfte.

Die Schweiz kann die globalen Faktoren, die
zum allgemeinen Zinsrückgang geführt haben,
nicht im Alleingang egalisieren. Würde die SNB
heute ihren Leitzins erhöhen, hätte dies lediglich
Auswirkungen auf die kurzfristigen nominalen
Zinssätze, nicht aber auf die langfristigen realen
Zinssätze, die letztlich von Bedeutung sind.

Bleibt noch der Appell an die Schweiz, eine
etwas weniger tugendhafte makroökonomische
Politik anzustreben. So könnte beispielsweise die
SNB ihre Inflationserwartungen überdenken –
andere Zentralbanken, insbesondere die Euro-
päische Zentralbank, prüfen diese Option bereits.
Der Schweizer Staat wiederum könnte seine Fis-
kalpolitik lockern und sich selber eine weniger
strenge Schuldenbremse verordnen, wie das vom
Ausland bereits vielerorts angemahnt wird.

Die letzte Dekade war allerdings durch einen
gegenläufigen Trend geprägt: Bund und Kantone
haben das Volumen ausstehender Staatsanleihen
deutlich reduziert, gleichzei tig ist die Nachfrage
nachAnlagen in Schweizerfranken gestiegen.

Eine Abkehr von der Negativzinspolitik ist
sicher wünschenswert – dass die SNB dies im
Alleingang umsetzen kann, ist aber illusorisch.
Erst wenn die politische Schweiz sich von ihren
traditionellen Werten wie einer tiefen Inflation
oder einer möglichst niedrigen Staatsverschul-
dung verabschiedet, wird der Weg frei für eine
neue Zinsgestaltung.

Aber ist die Schweiz wirklich bereit, ihre
traditionelle Inflations- und Schuldenpolitik zu
überdenken? Eine tiefe Inflation sowie eine
geringe Staatsverschuldung mögen in norma-
len Zeiten wünschenswert sein, das derzeitige
Negativzinsumfeld darf aber gewiss als ausser-
gewöhnlich bezeichnet werden. Höchste Zeit
also, eine fundierte und konstruktive Debatte
darüber zu führen.
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